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§ 26 ZPO Bevollmächtigte.

1. (1)Die Parteien können, sofern in diesem Gesetze nicht etwas anderes bestimmt ist, Processhandlungen

entweder in Person oder durch Bevollmächtigte vornehmen.

2. (2)Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten schließt auch in jenen Fällen, in welchen die Vertretung durch

Rechtsanwalt geboten ist, nicht aus, dass die Partei in Begleitung ihres Bevollmächtigten vor Gericht erscheint

und daselbst neben diesem mündliche Erklärungen abgibt.
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§ 31 ZPO

1. (1)Die einem Rechtsanwalt ertheilte Vollmacht zur Processführung (Processvollmacht) ermächtigt kraft Gesetzes:

1. 1.zur Anbringung und Empfangnahme der Klage und zu allen den Rechtsstreit betreffenden

Processhandlungen, einschließlich derjenigen, welche durch eine Widerklage, durch eine Wiederaufnahme

des Verfahrens, durch den Antrag auf einstweilige Verfügungen, oder durch eine im Sinne des §. 16

erfolgende Klageführung veranlasst werden;

2. 2.zum Abschlusse von Vergleichen über den Gegenstand des Rechtsstreites, zu Anerkenntnissen der vom

Gegner behaupteten Ansprüche, sowie zu Verzichtleistungen auf die von der bevollmächtigenden Partei

geltend gemachten Ansprüche;

3. 3.zur Einleitung der Execution wider den Processgegner, zur Vornahme aller im Executionsverfahren auf

Seiten des Executionsführers vorkommenden Handlungen und zur Erwirkung des Sicherungsverfahrens;

4. 4.zur Empfangnahme der von dem Processgegner zu erstattenden Processkosten.

2. (2)Der Rechtsanwalt kann die ihm erteilte Prozeßvollmacht für einzelne Akte oder Abschnitte des Verfahrens an

einen anderen Rechtsanwalt übertragen. Inwiefern der Rechtsanwalt berechtigt ist, sich durch einen

Rechtsanwaltsanwärter vertreten zu lassen, regelt die Rechtsanwaltsordnung.

3. (3)Der Rechtsanwalt kann sich ferner bei den im Zwangsvollstreckungsverfahren vorkommenden

Vollzugshandlungen, Tagsatzungen und Einvernehmungen durch einen bei ihm angestellten vertretungsbefugten

Kanzleibeamten vertreten lassen. Die Vertretungsbefugnis wird vom Ausschusse der Rechtsanwaltskammer auf

Antrag des Rechtsanwalts durch Ausfertigung einer Beglaubigungsurkunde gewährt. Sie kann vom Ausschusse

jederzeit zurückgenommen werden.
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§ 38 ZPO

1. (1)Wer für eine Partei, ohne die erfolgte Bevollmächtigung nachweisen zu können, behufs Vornahme einzelner

dringlicher Processhandlungen einschreiten will, kann nach Ermessen des Gerichtes entweder gegen vorgängige

Sicherheitsleistung für Kosten und Schäden, oder auch ohne solche Sicherheitsleistung als Bevollmächtigter

einstweilen zugelassen werden.

2. (2)Das Gericht hat zugleich die nachträgliche Vorlage einer zu jenen Processhandlungen berechtigenden

Vollmacht oder die Beibringung der Genehmigung der Partei anzuordnen und bis zum Ablaufe der hiefür

bestimmten Frist mit der zu erlassenden Entscheidung oder Verfügung inne zu halten. Nach fruchtlosem Ablauf

der Frist ist ohne Rücksicht auf jenes Einschreiten vorzugehen; der Gegner hat Anspruch auf Ersatz der durch die

einstweilige Zulassung verursachten Kosten und Schäden.

3. (3)Mit Ausnahme des Beschlusses über den Ersatz der Kosten und Schäden können die im Sinne der

vorstehenden Absätze ergehenden gerichtlichen Beschlüsse durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht

angefochten werden.
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§ 27a JN Zuständigkeit

1. (1)Sind für eine bürgerliche Rechtssache die Voraussetzungen für die örtliche Zuständigkeit eines Gerichts

gegeben, so besteht die inländische Gerichtsbarkeit, ohne daß eine sonstige Voraussetzung erfüllt sein muß.

2. (2)Der Abs. 1 gilt nicht, soweit nach Völkerrecht zur Gänze oder zum Teil ausdrücklich anderes bestimmt ist.
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Doppelfunktionalität der Gerichtsstände

§ 40a JN

In welchem Verfahren eine Rechtssache zu behandeln und zu erledigen ist, richtet sich nicht nach der Bezeichnung

durch die Partei, sondern nach dem Inhalt des Begehrens und des Vorbringens der Partei. Ist zweifelhaft, welches

Verfahren anzuwenden ist, so hat das Gericht darüber zu entscheiden; dieser Beschluß ist selbständig anfechtbar.
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§ 104 JN

1. (1)Die Parteien können sich durch ausdrückliche Vereinbarung unterwerfen:

1. 1.der inländischen Gerichtsbarkeit;

2. 2.einem oder mehreren Gerichten erster Instanz namentlich angeführter Orte.

Die Vereinbarung muß urkundlich nachgewiesen werden; eine sonstige Voraussetzung muß nicht erfüllt sein.

2. (2)Die Vereinbarung hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn sie sich auf einen bestimmten Rechtsstreit oder auf

die aus einem bestimmten Rechtsverhältnisse entspringenden Rechtsstreitigkeiten bezieht. Jedoch können

Angelegenheiten, welche dem Wirkungskreise der ordentlichen Gerichte überhaupt entzogen sind, durch solche

Vereinbarungen nicht vor diese Gerichte, Rechtssachen, welche vor ein Bezirksgericht gehören, nicht vor einen

Gerichtshof erster Instanz und ausschließlich den Gerichtshöfen erster Instanz zugewiesene Streitigkeiten nicht

vor ein Bezirksgericht gebracht werden.

3. (3)Ein an sich auf Grund des Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit oder der sachlichen oder örtlichen

Zuständigkeit unzuständiges Gericht wird auch dadurch zuständig, daß der Beklagte zur Sache vorbringt (§ 74

ZPO) oder mündlich verhandelt, ohne die Einrede des Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit oder der

sachlichen oder örtlichen Zuständigkeit zu erheben, sofern er dabei durch einen Rechtsanwalt oder einen Notar

vertreten ist oder sofern er vorher durch den Richter über die Möglichkeit einer derartigen Einrede und deren

Wirkung belehrt und diese Belehrung im Verhandlungsprotokoll beurkundet worden ist.

4. (4)In Rechtssachen nach den §§ 81, 83, 83b und 92b kann die inländische Gerichtsbarkeit nach den Abs. 1 oder 3

nicht begründet werden.

5. (5)Die Abs. 1 bis 4 sind insoweit zur Gänze oder zum Teil nicht anzuwenden, als nach Völkerrecht oder

besonderen gesetzlichen Anordnungen ausdrücklich anderes bestimmt ist.
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